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der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
Nro. 36. Marienwerder, den 3. September 1884. 
— EA DB TER ——— ̃ ô¹——— —ͤ—k — 


Verordnungen und Bekanntmachungen L. einzelne Exemplare einer beliebigen Patentſchrift. 
der Central⸗Behörden. | Jm Allgemeinen find für die Beſtellung auf 


I) Verorduung. Westin 9 1 0 
ae MS gen maßgebend. Nähere Auskunft wird von 
Urfauderſchenungegeſcbrs 18 ne 2 „ fänuntlien Reichs⸗Poſtanſtalten ertheilt. 
‘or 7 7 en Berlin W., den 30. Auguft 1884. 


Bl. S. 69) erlaſſene Verordnung vom 30. Juli d. J. ne E Reichs 
zu 2 wird bezüglich der berggeleplidh der poltzelichen n 11 Poſtamts. 
Beaufſichtigung der Bergbehörden unterworfenen Beiviebe g de e Nr. 28—5 4 der zur Ausfüh⸗ 
(Bergwerke, Salinen, Aufbereitungsanſtalten, Dachſchiefer⸗ zun der Gewerbeordnung Pain 21. Juni 1869 ergan⸗ 
brüche, Traßbrüche und unterrdiſch betriebenen ae Ei Anweiſung vom 4. Se tember 1869 treten die 
ſteinbrüche in den linksrheiniſchen Landestheilen und der fol Biber Beſtinm igen P 
Stein⸗ und Braunkohlengruben im Geltungsbereiche des I Bi - N 
Geſetzes vom 22. Februar 1869 (G.⸗S. S. 401) im Verfahren bei der Errichtung oder Verände⸗ 
Einvernehmen mit den en 99 85 he Handel rung gewerblicher Anlagen (88 16 und 25). 
und Gewerbe und des Innern Folgendes beſtimmt: 8 
1. In Betreff der vorbezeichneten Betriebe ſind die 28 Es Ie 8 Ain de hmigun 

in dem gedachten Reichsgeſetze den höheren Ver⸗ - d als ſchl 0 1 5 9 bel del gung 

waltungsbehörden zugewieſenen Verrichtungen I a Pr gar ne en bee 

von den „Oberbergämtern“ wahrzunehmen. 1. wenn die Anlage innerhalb eines Landgemeinde: 


Als untere Verwaltungsbehörden im Sinne bezirks oder ſelbſtſtändigen Gutsbezirks errichtet 
jenes Geſetzes gelten die „Revierbeamten“. Kr foll, 10 555 L 1155 3 ch 


e e e ee weder 2, wei dle Ae Minerpalß ind Era 


poligeibehörben überwieſenen Funktionen werden errichtet werden fol und die Veſchlußfaſſung dem 
hinſichtlich der bezeichneten Betriebe von den Stadtausſchuſſe oder dem Magiſtrate zusteht, bei 
Revierbeamten beziehungsweiſe von den als ſolche dieſer Behörde, andernfalls bei der Polizeibehörde 
fungirenden Werksdirektoren wahrgenommen. des Stadtbezirks Pa 


Berlin, den 13. Auguſt 1884. 


987 0 f eier anzubringen. 
Der Miniſter der e Arbeiten. Handelt es ſich um die Genehmigung der Stau⸗ 
Maybach. anlage für ein zum Betriebe auf Bergwerken oder 
2) Bekanntmachung. Aufbereitungsanſtalten beſtimmtes Waſſerbetriebswerk, 
Vertrieb der Patentſchriften durch die Reichs⸗Poſtanſtalten. ſo iſt der Antrag an den Revierbeamten zu richten. 
Im Einvernehmen mit dem Reichs⸗Patentamt iſt Aus dem Antrage muß der vollſtändige Name, 


verſuchsweiſe die Einrichtung getroffen worden, daß die[der Stand und der Wohnort des Unternehmers erſicht⸗ 
nach Maßgabe des Reichs⸗Patentgeſetzes zur Veröffent⸗ lich ſein. Demſelben ſind in zwei Exemplaren eine 
lichung gelangenden Beſchreibungen und Zeichnungen, Beſchreibung, eine Situationszeichnung und der Bauplan 
auf Grund deren die Ertheilung der Patente erfolgt, der Anlage beizufügen. 


die ſogenaunten Patentſchriften, welche bisher ausſchließ⸗ 29. Aus dieſen Vorlagen müſſen hervorgehen: 

lich durch die Reichsdruckerei vertrieben wurden, auch a. die Größe des Grundſtücks, auf welchem die Be⸗ 

durch Vermittelung der Reichs⸗Poſtanſtalten bezogen triebsſtätte errichtet werden ſoll, die Bezeichnung, 

werden können. welche daſſelbe im Grundbuche oder im Kataſter 
Es werden Beſtellungen entgegengenommen auf führt und der etwaige beſondere Name, 

a. einzelne Klaſſen von Patenſchriften (zum fortlau⸗[ 1. die gleichartige Bezeichnung der Grundſtücke, welche 
fenden Bezuge aller Patentſchriften einer und es umgeben, und die Namen ihrer Eigenthumer, 
derſelben Klaſſe), 6. die Entfernung, in welcher die zum Betriebe be- 

b. zwanzig oder mehr Exemplare einer beſtimmten ſtimmten Gebäude oder Einrichtungen von den 
Patentſchrift und Grenzen der benachbarten Grundſtucke und den 


Ausgegeben in Marienwerder den 4. September 1884. 
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darauf befindlichen Gebäuden, ſowie von den 32. Die Behörden, bei welchen der Antrag ein⸗ 
nächſten öffentlichen Wegen liegen ſollen, gereicht wird, haben zu prüfen, ob gegen die Voll⸗ 
d. die Höhe und Bauart der benachbarten Gebäude, ſtändigkeit der Vorlagen etwas zu erinnern iſt. Das 
ſofern zu der Betriebsſtätte Feuerungsanlagen ſeine Exemplar der Vorlagen iſt zu dieſem Behufe dem 
gehören, zuſtändigen Baubeamten, das andere, ſofern es ſich nicht 
e. die Lage, Ausdehnung und Bauart der Betriebs- ſediglich um ein Genehmigungsgeſuch für eine Stau: 
ſtätte, die Beſtimmung der einzelnen Räume undſanlage handelt, dem zuſtändigen Gewerberath vorzulegen. 
deren Einrichtung im Allgemeinen, Dieſe haben die erfolgte Prüfung auf den Vorlagen zu 
f. der Gegenſtand des Betriebes, die Grundzüge des beſcheinigen. Erſcheint es mit Rückſicht auf die Natur 

Verfahrens und der anzuwendenden Apparate, die der projektirten Anlage erforderlich, der Situationszeich⸗ 

ungefähre Ausdehnung des Betriebs, die Arten nung eine weitere Ausdehnung zu geben, oder finden 

der bei demſelben entwickelten Gaſe und die Vor⸗ſſich ſonſtige Mängel, fo iſt der Unternehmer zur Er: 
kehrungen, durch welche deren Entweichen ver⸗gänzung auf kürzeſtem Wege zu veranlaſſen. 

hindert werden ſoll, die Beſchaffenheit der feſten Den Stadtausſchüſſen und Magiſtraten, ſowie den 

und flüſſigen Abfallprodukte, ſowie die Art ihrer Kreisausſchüſſen ſteht es frei, an Stelle des Staats⸗ 

Beſeitigung. baubeamten einen Beamten der Stadtgemeinde oder des 

Bei Schießpulverfabrifen und Anlagen zur Feuer⸗ Kreisverbandes, welcher die gleiche Qualifikation beſitzt, 
werkerei und zur Bereitung von Zündſtoffen aller Art zuzuziehen. 
find genaue Angaben über die Veſtimmung und Ein⸗ 33. Wird bei Veränderung beſtehender Anlagen 
richtung der einzelnen Räume, ſowie über den Hergang (§ 25) der Antrag geſtellt, von der öffentlichen Be⸗ 
der Fabrikation erforderlich. Auch iſt für jeden einzel⸗kanntmachung Abſtand zu nehmen, fo haben fi der 
nen Raum das Maximum der darin zu verarbeitenden Baubeamte und der Gewerberath bei Rückgabe der auf 
oder zu lagernden Stoffe anzugeben. ihre Vollſtändigkeit geprüften Vorlagen zugleich über 

30. Bei Stauanlagen iſt eine Zeichnung derſdieſen Antrag gutachtlich auszuſprechen. Demnächſt 
geſammten Stauvorrichtungen eiunſchließlich der Gerinnefwerden die Akten der zuſtändigen Beſchlußbehörde vor⸗ 
und Waſſerräder beizubringen. Außerdem iſt eingelegt. Gegen den Beſchluß, durch welchen der Antrag, 
Nivellement erforderlich, in welchem dargeſtellt fein muß die Genehmigung ohne vorausgegangenes Bekannt⸗ 

a. das Längenprofil des zum Betriebe beſtimmtenf machungsverfahren zu ertheilen, abgelehnt wird, findet 

Waſſerlaufes und des Mutterbaches, ein Rechtsmittel nicht ſtatt. 

b. eine Anzahl von Querproſilen beider, 
und welches ſoweit auszudehnen iſt, als die Wirkungen 
der anzulegenden Stauwerke reichen. 7 A ſind 
auf eine und dieſelbe Horizontale zu beziehen; die = 
letztere iſt an einen unverrückbaren Feſtpunkt anzu⸗ der erhobenen Einwendungen.) 
ſchließen. 34. Die Bekanntmachung des Unternehmens und 

Es bedarf ferner einer Angabe der Höhe des die Erörterung der erhobenen Einwendungen erfolgt 
gewöhnlichen, des niedrigſten und des höchſten Waſſer- durch die Behörde, bei welcher der Antrag angebracht 
ſtandes, ſowie der Waſſermengen, welche der Wafferlauflift. Der Landrath iſt befugt, beide Geſchäfte der Orts⸗ 
in der Regel führt, und einer Mittheilung darüber, polizeibehörde oder einer ſonſtigen geeigneten Unter⸗ 
welche Stauwerke ober⸗ und unterhalb der projektirten behörde zu übertragen, und er iſt zu dieſer Uebertragung 
Anlage zunächſt derſelben ſich beſinden. verpflichtet, wenn er ſelbſt bei dem Unternehmen be⸗ 

In dem Situationsplane find die Grundſtücke, theiligt iſt. An Stelle des bei dem Unternehmen be⸗ 
welche an den Waſſerlauf ſtoßen, ſoweit der Rückſtauſtheiligten Polizeiverwalters eines Stadtbezirks hat die 
reicht, mit der Nummer, welche fie im Grundbuche oder Beſchlußbehörde einen anderen Beamten mit der Leitung 
Kataſter führen, und mit dem Namen des zeitigen] des Vorverfahrens zu beauftragen. 

Eigenthümers zu bezeichnen. 35. Die Bekanntmachung des Unternehmens 

a Für die erforderlichen Zeichnungen iſt ein muß enthalten: 

Maßſtab zu wählen, welcher eine deutliche Anſchauung 
gewährt; der Maßſtab iſt ſtets auf den Zeichnungen 
einzutragen. 

Nivellements und die dazu gehörigen Situations⸗ 
pläne find von vereideten Feldmeſſern oder Baubeamten 
zu fertigen. Alle ſonſtigen Zeichnungen können von 
den mit der Ausführung betrauten Technikern und 
Werkmeiſtern aufgenommen werden. 

Beſchreibungen, Zeichnungen und Nivellements 
ſind von demjenigen, welcher ſie gefertigt hat, und von 
dem Unternehmer zu unterſchreiben. 


2. Vorverfahren. 
(Bekanntmachung des Unternehmens und Erörterung 


a. Namen, Stand und Wohnort des Unternehmers, 
den Gegenſtand des Unternehmens und die Be⸗ 
zeichnung des Grundſtücks, auf welchem daſſelbe 
ausgeführt werden ſoll, 

b. die Aufforderung, etwaige Einwendungen binnen 
14 Tagen bei der Behörde, welche die Bekannt⸗ 
machung erläßt, ſchriftlich in 2 Exemplaren oder 
zu Protokoll anzubringen, 

c. die Verwarnung, daß nach Ablauf der Friſt Ein 
wendungen in dem Verfahren nicht mehr ange⸗ 


bracht werden können, 


d. den Hinweis, daß und wo die Beſchreibungen, 39. Sind mehrere Widerſprechende vorhanden, 

Zeichunngen und Pläne zur Einſicht ausliegen, welche ein gleichartiges Intereſſe haben, ſo iſt zur Ver⸗ 

e. die Anberaumung eines (nicht über 10 Tage ſeinfachung des Verfahrens darauf Bedacht zu nehmen, 
nach dem Ablauf der 14 tägigen Widerſpruchsfriſt daß fie einen gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten be⸗ 
anzuſetzenden) Termins zur mündlichen Erörte⸗ſſtellen, welcher fie bei den weiteren Verhandlungen zu 
rung der rechtzeitig erhobenen Einwendungen vor vertreten hat. Soll derſelbe zur Empfangnahme der 
dem die Bekanntmachung erlaſſenden Beamten Beſcheide, zur Einlegung des Rekurſes oder zur ver⸗ 

(falls die Bekanntmachung von dem Stadtausſchußgleichsweiſen Einigung mit dem Unternehmer nicht er⸗ 

oder Magiſtrat erlaſſen wird, vor einem namhaft mächtigt fein, jo iſt dies ausdrücklich zu erklären. 

zu machenden Kommiſſar dieſer Behörde), 40. Nach dem Abſchluß der Exörterungen find 

f. die Eröffnung, daß im Falle des Ausbleibens des die Verhandlungen, wenn es erforderlich ſcheint, dem 

Unternehmers oder der Widerſprechenden gleichwohlſzuſtändigen Baubeamten zum Gutachten mitzutheilen. 

mit der Erörterung der Einwendungen werde Bei Stauanlagen find fie dem Baubeamten ſtets vor⸗ 

vorgegangen werden. zulegen. 

36. Die Bekanntmachung iſt nur einmal und Demnächſt werden die Verhandlungen mit einer 
zwar durch das Publikationsorgan der zuſtändigen Aeußerung über die Zulaäſſigkeit der Anlage und über 
Beſchlußbehörde zu veröffentlichen. Dafür, daß von die etwa erhobenen Einwendungen in dem vorgeſchrie⸗ 
den Vorlagen bis zum Ablauf der Friſt innerhalb der[benen Wege der Beſchlußbehörde vorgelegt. Wenn es 
Dienſtſtunden an geeigneter Stelle Einſicht genommenſſich um die Genehmigung der Stauanlage für ein zum 
werden kann, iſt von der Behörde Sorge zu tragen. Betriebe auf Bergwerken und Aufbereitungsanſtalten 
Ein Belagsblatt der Bekanntmachung iſt zu den Aktenſbeſtimmtes Waſſertriebwerk handelt, find die Verhand⸗ 
zu bringen. lungen zunächſt dem Oberbergamt vorzulegen und von 

27. Ausführliche Einwendungen find dem Unters|diefem mit feiner Aeußerung an den Bezirksausſchuß 
nehmer noch vor dem Erörterungstermine durch Ueber⸗ (die Regierung) zu befördern. 


ſendung des beigefüglen Duplikats oder einer Abſchriſt 8. Verkandlun 
mitzutheilen. vor der Beſchlußbehörde 0 ſier Inſtanz 
Sind innerhalb der Widerſpruchsfriſt Einwendun⸗ k r N 
gen nicht erhoben, ſo wird der Unternehmer hiervon 41. Die Beſchlußfaſſung über das Genehmigungs⸗ 


ſowie von dem Wegfall des Erörterungstermins in geſuch erfolgt durch das Kollegium der Beſchlußbehörde, 
Kenntniß geſetzt und mit Vorlegung der Akten an dieſder Erlaß eines Vorbeſcheids durch den Vorſitzenden 
Beſchlußbehörde nach Nr. 40 Abſ. 2 verfahren. dieſer Behörde ($ 117 des Geſetzes über die allgemeine 

38. Erſcheinen im Erörterungstermin beide Theile, Landesverwaltung vom 30. Juli 1883) iſt ausgeſchloſſen. 
fo iſt zunächſt eine gütliche Einigung zu verſuchen. Sind Einwendungen gegen die Anlage nicht er⸗ 
Gelingt der Verſuch nicht, ſo werden die Erklärungen hoben, jo erfolgt die Beſchlußfaſſung ohne vorgängige 
über die beiderſeitigen Behauptungen zu Protokoll ge- mündliche Verhandlung. Wird dabei die Genehmigung 
nommen. nach dem Antrage des Unternehmers ohne Bedingungen 

Nur ſolche Nachtheile, Gefahren oder Veläſtigun⸗ oder Einſchränkungen ertheilt, jo bedarf es eines beſon⸗ 
gen, welche in der phyſiſchen Einwirkung der Anlage deren Beſcheides nicht, ſondern die Behörde fertigt als⸗ 
auf ihre Umgebung ihren Grund haben, können den bald die Genehmigungsurkunde (Nr. 47) aus. Wird 
Gegenſtand von Einwendungen im Genehmigungsver⸗ die Genehmigung verſagt, oder nur unter Bedingungen 
fahren bilden. Die auf die Beſorgniß nachtheiligerfoder Einſchränkungen ertheilt, ſo erläßt die Beſchluß⸗ 
Folgen anderer, z. B. wirthſchaftlicher Art geſtützten behörde zunächſt einen ſchriftlichen Beſcheid an den 
Einwendungen find ebenſowenig zur Erörterung zu Unternehmer. Bei Stauanlagen, deren Zuläſſigkeit auch 
ziehen, wie Einwendungen, welche auf beſonderen privat⸗ durch das Oberbergamt zu prüfen iſt, ergeht der Beſcheid 
rechtlichen Titeln (wie Vertrag, Privilegium, letztwillige von dem Bezirksausſchuß (der Regierung) und dem 
Verfügung) beruhen. Oberbergamt gemeinſchaftlich. 

Ueber diejenigen Behauptungen, welche von den Der Unternehmer kann innerhalb 14 Tagen nach 
Parteien mit Beweis unterſtützt werden und dem Be⸗ Zuſtellung des Beſcheides den Rekurs einlegen. Er 
amten erheblich erſcheinen, iſt eutweder alsbald in demſkann aber auch zunächſt bei der Beſchlußbehörde auf 
Erörterungstermin oder in einem neuen, in naher Zeit mündliche Verhandlung der Sache antragen. Auf das 
anzuberaumenden Termin Beweis zu erheben. Die Ge⸗ demnächſt ſtattfindende Verfahren finden die Beſtimmun⸗ 
ſtellung von Zeugen und Sachverſtändigen, welche ver⸗ gen der Nr. 42 bis 44 ſiungemäße Anwendung. 
nommen werden ſollen, iſt Sache der Partei, welche die 42. Sind Einwendungen gegen die Anlage er⸗ 
Vernehmung beantragt. hoben, ſo iſt nach Eingang der Verhandlungen das 

Macht der Verlauf der Verhandlungen die An⸗ mündliche Verfahren einzuleiten. Der Unternehmer, 
ſetzung weiterer Termine nöthig, ſo find dieſelben un, owe diejenigen, welche Einwendungen erhoben und 
verzüglich anzuberaumen und den Parteien mündlich dieſe in dein Verfahren nicht zurückgenommen haben, 
bekannt zu machen. Mind zur mündlichen Verhandlung zu laden. Die Ladung 
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darauf befindlichen Gebäuden, ſowie von den 32. Die Behörden, bei welchen der Ankrag ein⸗ 
nächſten öffentlichen Wegen liegen ſollen, gereicht wird, haben zu prüfen, ob gegen die Voll⸗ 


d. die Höhe und Vauart der benachbarten Gebäude, ſtändigkeit der Vorlagen etwas zu erinnern iſt. Das 
ſofern zu der Betriebsſtätte Feuerungsanlagen ſeine Exemplar der Vorlagen iſt zu dieſem Behufe dent 
gehören, zuſtändigen Baubeamten, das andere, ſofern es ſich nicht 

e. die Lage, Ausdehnung und Bauart der Betriebs- lediglich um ein Genehmigungsgeſuch für eine Stau: 
ſtätte, die Beſtimmung der einzelnen Räume undlanlage handelt, dem zuſtändigen Gewerberath vorzulegen. 
deren Einrichtung im Allgemeinen, Diefe haben die erfolgte Prüfung auf den Vorlagen zu 

f. der Gegenſtand des Betriebes, die Grundzüge des beſcheinigen. Erſcheint es mit Rückſicht auf die Natur 
Verfahrens und der anzuwendenden Apparate, die der projektirten Anlage erforderlich, der Situationszeich⸗ 
ungefähre Ausdehnung des Betriebs, die Artenſnung eine weitere Ausdehnung zu geben, oder finden 
der bei demſelben entwickelten Gaſe und die Vor⸗ſich ſonſtige Mängel, fo iſt der Unternehmer zur Er⸗ 
kehrungen, durch welche deren Entweichen ver⸗gänzung auf kürzeſtem Wege zu veranlaſſen. 
hindert werden ſoll, die Beſchaffenheit der feſten Den Stadtausſchüſſen und Magiſtraten, ſowie den 
und flüfftgen Abfallprodukte, ſowie die Art ihrer [Kreisausſchüſſen ſteht es frei, an Stelle des Staats⸗ 
Beſeitigung. baubeamten einen Beamten der Stadtgemeinde oder des 
Bei Schießpulverfabriken und Anlagen zur Feuer⸗ Kreisverbandes, welcher die gleiche Qualifikation beſitzt, 

werkerei und zur Bereitung von Zundſtoffen aller Art zuzuziehen. 
ſind genaue Angaben über die Beſtimmung und Ein⸗ 33. Wird bei Veränderung beſtehender Anlagen 
richtung der einzelnen Räume, ſowie über den Hergang (§ 25) der Antrag geſtellt, von der öffentlichen Be⸗ 
der Fabrikation erforderlich. Auch iſt für jeden einzel⸗kanntmachung Abſtand zu nehmen, fo haben ſich der 
nen Raum das Maximum der darin zu verarbeitenden Baubeamte und der Gewerberath bei Rückgabe der auf 
oder zu lagernden Stoffe anzugeben. ihre Vollſtändigkeit geprüften Vorlagen zugleich über 
30. Bei Stauanlagen iſt eine Zeichnung der ſdieſen Antrag gutachtlich auszuſprechen. Demnächſt 
geſammten Stauvorrichtungen einſchließlich der Gerinnef werden die Akten der zuſtändigen Veſchlußbehörde vor⸗ 
und Waſſerräder beizubringen. Außerdem iſt eingelegt. Gegen den Beſchluß, durch welchen der Antrag, 
Nivellement erforderlich, in welchem dargeſtellt fein muß[ die Genehmigung ohne vorausgegangenes Vekannt⸗ 
a. das Längenprofil des zum Betriebe beſtimmten[machungsverfahren zu ertheilen, abgelehnt wird, findet 


Waſſerlaufes und des Mutterbaches, ein Rechtsmittel nicht ſtatt. 
b. eine Anzahl von Querproſilen beider, 
und welches ſoweit auszudehnen iſt, als die Wirkungen 2. Vorverfahren. 


der anzulegenden Stauwerke reichen. Die Profile find| a 
auf eine an dieſelbe Horizontale zu beziehen; die Geenen 50 ee und Erörterung 
letztere iſt an einen unverrückbaren Feſtpunkt anzu⸗ er erhobenen Einwendungen.) 
ſchließen. 34. Die Bekanntmachung des Unternehmens und 
Es bedarf ferner einer Angabe der Höhe desſdie Erörterung der erhobenen Einwendungen erfolgt 
gewöhnlichen, des niedrigſten und des höchſten Waſſer⸗ durch die Behörde, bei welcher der Antrag angebracht 
ſtandes, ſowie der Waſſermengen, welche der Waſſerlaufſiſt. Der Landrath iſt befugt, beide Geſchäfte der Orts⸗ 
in der Regel führt, und einer Mittheilung darüber, polizeibehörde oder einer ſonſtigen geeigneten Unter⸗ 
welche Stauwerke ober: und unterhalb der projektirten [behörde zu übertragen, und er iſt zu dieſer Uebertragung 
Anlage zunächſt derſelben ſich beſinden. verpflichtet, wenn er ſelbſt bei dem Unternehmen be⸗ 
In dem Situationsplane find die Grundſtücke, theiligt iſt. An Stelle des bei dem Unternehmen be⸗ 
welche an den Waſſerlauf ſtoßen, ſoweit der Rückſtauſtheiligten Polizeiverwalters eines Stadtbezirks hat die 
reicht, mit der Nummer, welche fie im Grundbuche oder Beſchlußbehörde einen anderen Beamten mit der Leitung 
Kataſter führen, und mit dem Namen des zeitigenfdes Vorverfahrens zu beauftragen. 
Eigenthümers zu bezeichnen. 35. Die Bekanntmachung des Unternehmens 
31. Für die erforderlichen Zeichnungen iſt ein muß enthalten: 
Maßſtab zu wählen, welcher eine deutliche Auſchauung! a. Namen, Stand und Wohnort des Unternehmers, 


gewährt; der Maßſtab iſt ſtets auf den Zeichnungen den Gegenſtand des Unternehmens und die Be⸗ 
einzutragen. zeichnung des Grundſtücks, auf welchem daſſelbe 
Nivellements und die dazu gehörigen Situations⸗ ausgeführt werden ſoll, 
pläne find von vereideten Feldmeſſern oder Baubeamtenſ b. die Aufforderung, etwaige Einwendungen binnen 
zu fertigen. Alle ſonſtigen Zeichnungen können von 14 Tagen bei der Behörde, welche die Bekannt⸗ 
den mit der Ausführung betrauten Technikern und machung erläßt, ſchriftlich in 2 Exemplaren oder 
Werkmeiſtern aufgenommen werden.“ zu Protokoll anzubringen, 
Beſchreibungen, Zeichnungen und Nivellements . die Verwarnung, daß nach Ablauf der Friſt Ein⸗ 
ſind von demjenigen, welcher ſie gefertigt hat, und von wendungen in dem Verfahren nicht mehr ange⸗ 


dem Unternehmer zu unterſchreiben. bracht werden können, 


d. den Hinweis, daß und wo die Beſchreibungen, 39. Sind mehrere Widerſprechende vorhanden, 

Zeichunngen und Pläne zur Einſicht ausliegen, welche ein gleichartiges Intereſſe haben, ſo iſt zur Ver⸗ 

e. die Anberaumung eines (nicht Über 10 Tageſeinfachung des Verfahrens darauf Bedacht zu nehmen, 
nach dem Ablauf der 14tägigen Widerſpruchsfriſt daß ſie einen gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten be⸗ 
anzuſetzenden) Termins zur mündlichen Erörtes |itellen, welcher fie bei den weiteren Verhandlungen zu 
rung der rechtzeitig erhobenen Einwendungen vor vertreten hat. Soll derſelbe zur Empfangnahme der 
dem die Bekanntmachung erlaſſenden Beamten Beſcheide, zur Einlegung des Rekurſes oder zur ver⸗ 

(falls die Bekanntmachung von dem Stadtausſchuß gleichsweiſen Einigung mit dem Unternehmer nicht er⸗ 

oder Magiftrat erlaſſen wird, vor einem namhaft mächtigt fein, To iſt dies ausdrücklich zu erklären. 

zu machenden Kommiſſar dieſer Behörde), 40. Nach dem Abſchluß der Exörterungen ſind 

f. die Eröffnung, daß im Falle des Ausbleibens des die Verhandlungen, wenn es erforderlich ſcheint, dem 

Unternehmers oder der Widerſprechenden gleichwohl zuſtändigen Baubeamten zum Gutachten mitzutheilen. 

mit der Erörterung der Einwendungen werde Bei Stauanlagen find fie dem Baubeamten ſtets vor⸗ 

vorgegangen werden. zulegen. 

36. Die Bekanntmachung iſt nur einmal und Demnächſt werden die Verhandlungen mit einer 
zwar durch das Publikationsorgan der zuſtändigen Aeußerung über die Zuläſſigkeit der Anlage und über 
Beſchlußbehörde zu veröffentlichen. Dafür, daß von die etwa erhobenen Einwendungen in dem vorgeſchrie⸗ 
den Vorlagen bis zum Ablauf der Friſt innerhalb der benen Wege der Beſchlußbehörde vorgelegt. Wenn es 
Dienſtſtunden an geeigneter Stelle Einſicht genommenſſich um die Genehmigung der Stauanlage für ein zum 
werden kann, iſt von der Behörde Sorge zu tragen. Betriebe auf Bergwerken und Aufbereitungsanſtalten 
Ein Velagsblatt der Bekanntmachung iſt zu den Akten beſtimmtes Waſſertriebwerk handelt, ſind die Verhand⸗ 
zu bringen. lungen zunächſt dem Oberbergamt vorzulegen und von 

27. Ausführliche Einwendungen find dem Unter⸗dieſem mit feiner Aeußerung an den Bezirksausſchuß 
nehmer noch vor dem Erörterungstermine durch Ueber⸗ (die Regierung) zu befördern. 


ſendung des beigefüglen Duplikats oder einer Abſchrift 8. MBerhand bun 
mitzutheilen. er der We hätte e fler Inſtanz 
Sind innerhalb der Widerſpruchsfriſt Einwendun⸗ E U 
gen nicht erhoben, ſo wird der Unternehmer hiervon 41. Die Beſchlußfaſſung über das Genehmigungs⸗ 


ſowie von dem Wegfall des Crörterungstermins in geſuch erfolgt durch das Kollegium der Beſchlußbehörde, 
Kenntniß geſetzt und mit Vorlegung der Akten an die der Erlaß eines Vorbeſcheids durch den Vorſitzenden 
Beſchlußbehörde nach Nr. 40 Abſ. 2 verfahren. dieſer Behörde (§ 117 des Geſetzes über die allgemeine 

38. Erſcheinen im Erörterungstermin beide Theile, Landesverwaltung vom 30. Juli 1883) iſt ausgeſchloſſen. 
ſo iſt zunächſt eine gütliche Einigung zu verſuchen. Sind Einwendungen gegen die Anlage nicht er⸗ 
Gelingt der Verſuch nicht, ſo werden die Erklärungen hoben, jo erfolgt die Veſchlußfaſſung ohne vorgängige 
über die beiderſeitigen Behauptungen zu Protokoll ge- mündliche Verhandlung. Wird dabei die Genehmigung 
nommen. nach dem Antrage des Unternehmers ohne Bedingungen 

Nur ſolche Nachtheile, Gefahren oder Veläſtigun⸗ oder Einſchränkungen ertheilt, fo bedarf es eines beſon⸗ 
gen, welche in der phyſiſ chen Einwirkung der Anlage] deren Veſcheides nicht, ſondern die Behörde fertigt als⸗ 
auf ihre Umgebung ihren Grund haben, können den bald die Genehmigungsurkunde (Nr. 47) aus. Wird 
Gegenſtand von Einwendungen im Genehmigungsver⸗ die Genehmigung verſagt, oder nur unter Bedingungen 
fahren bilden. Die auf die Beſorgniß nachtheiliger oder Einſchränkungen ertheilt, jo erläßt die Veſchluß⸗ 
Folgen anderer, z. B. wirthſchaftlicher Art geſtützten behörde zunächſt einen ſchrifllichen Beſcheid an den 
Einwendungen ſind ebenſowenig zur Erörterung zu Unternehmer. Bei Stauanlagen, deren Zuläſſigkeit auch 
ziehen, wie Einwendungen, welche auf beſonderen privat: durch das Oberbergamt zu prüfen iſt, ergeht der Beſcheid 
rechtlichen Titeln (wie Vertrag, Privilegium, letztwillige von dem Bezirksausſchuß (der Regierung) und dem 
Verfügung) beruhen. Oberbergamt gemeinſchaftlich. 

Ueber diejenigen Behauptungen, welche von den Der Unternehmer kann innerhalb 14 Tagen nach 
Parteien mit Beweis unterſtützt werden und dem Be⸗ Zuſtellung des Beſcheides den Rekurs einlegen. Er 
amten erheblich erſcheinen, iſt entweder alsbald in dem kann aber auch zunächſt bei der Beſchlußbehörde auf 
Erörterungstermin oder in einem neuen, in naher Zeit mündliche Verhandlung der Sache antragen. Auf das 
anzuberaumenden Termin Beweis zu erheben. Die Ge⸗demnächſt ftattfindende Verfahren finden die Beſtimmun⸗ 
ſtellung von Zeugen und Sachverſtändigen, welche ver⸗gen der Nr. 42 bis 44 ſinngemäße Anwendung. 
nommen werden ſollen, iſt Sache der Partei, welche die 42. Sind Einwendungen gegen die Anlage er⸗ 
Vernehmung beantragt. hoben, ſo iſt nach Eingang der Verhandlungen das 

Macht der Verlauf der Verhandlungen die An⸗ mündliche Verfahren einzuleiten. Der Unternehmer, 
ſetzung weiterer Termine nöthig, fo find dieſelben un- ſowie diejenigen, welche Einwendungen erhoben und 
verzüglich anzuberaumen und den Parteien mündlich dieſe in dem Verfahren nicht zurückgenommen haben, 
bekannt zu machen. Mind zur mündlichen Verhandlung zu laden. Die Ladung 
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der Genehmigung zu bewilligen oder zu verfagen 


derſelben erfolgt ſchriftlich gegen Zuſtellungsurkunde und 
ſei. Fällt dieſer Beſchluß auf Verſagung aus, 


mit der Verwarnung, daß beim Ausbleiben nach Lage 
der Verhandlungen werde Beſchluß gefaßt werden. ſo erreicht die ertheilte Genehmigung mit der 

Hinſichtlich der mündlichen Verhandlung ſowie Rechtskraft dieſes Beſchluſſes ihr Ende. 
der Erhebung und Würdigung des Veweiſes finden die Außerdem iſt in den Beſcheid die Bemerkung auf⸗ 
Vorſchriften der 88 68, 71, 72, 73 und 75, 76 bis zunehmen, daß der Unternehmer erſt mit der Nechts⸗ 
79 und 120 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ kraft des Beſchluſſes die Befugniß zur Ausführung der 
verwaltung vom 30. Juli 1883 finngemäße Anwendung.] Anlage erhält. 

Die Zuziehung techniſcher Staats- oder Kom⸗ 44. Der Beſcheid iſt einmal für den Unterneh⸗ 
munalbeamten kann gemäß § 118 a. a. O. erfolgen; mer und einmal für die Widerſprechenden auszufertigen. 
insbeſondere kann der zuſtändige Gewerberath mit Ein⸗Die Ausfertigung für die letzteren wird dem gemein⸗ 
willigung feiner vorgeſetzten Dienſtbehörde zu der Ver: ſchaftlichen Bevollmächtigten oder wenn ein ſolcher nicht 
handlung und Berathung zugezogen werden. beſtellt iſt, einem der Widerſprechenden zugeſtellt, die 

Für die Ausſchließung oder Beſchränkung derſübrigen erhalten in dieſem Falle Abſchrift der Beſchluß⸗ 
Oeffentlichkeit ſind die in den 88 173 bis 176 des formel und zugleich Nachricht, wenn die Ausfertigung 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes enthaltenen Beſtimmungen überſandt worden iſt. Behörden, welche gegen die An⸗ 
maßgebend. lage Einſpruch erhoben haben, iſt ſtets vollſtändige 

Der Beſchluß iſt den Betheiligten in dem Ter⸗ Abſchrift des Beſcheides zuzuſtellen. Die Ueberſendung 
0 zu 1 er die Wee deſſelben erfolgt in allen Fallen gegen Zuſtellungsurkunde. 
nicht nothwendig, ſo erfolgt die Verkündung in einer e 
ſofort len und den Parteien bekannt zu 4. Rekursverfahren. 
machenden Sitzung. Der Beſcheid iſt, falls er bei der 45. Die Rekursfriſt beginnt mit Zuſtellung des 
Verkündung noch nicht in vollſtändiger Form abgefaßt Beſchluſſes oder der Beſchlußformel. Für die Berech⸗ 
war, vor Ablauf einer Woche vom Tage der Verkün⸗ nung der Friſt find die Vorſchriften der Civil⸗Prozeß⸗ 

Ordnung maßgebend. 


dung ab ſchriftlich abzuſetzen. 
Auf die Einlegung des Rekurſes und auf das 


43. In dem Beſcheide ſind der Unternehmer, 
ſowie die Widerſprechenden namentlich zu bezeichnen. weitere Verfahren findet der $ 122 des Geſetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 


Die Beſchlußformel, welche von den Gründen zu ſondern 
Anwendung. Unbeſchadet der in Nr. 28 Abf. 1 dieſer 


iſt, muß ausſprechen, wie über den Antrag des Unter⸗ f 
nehmers entſchieden iſt, und wem die Koſten auf- Anweiſung getroffenen Beſtimmung kann in einzelnen 
Fällen zur Begründung des Rekurſes, ſowie zur Gegen⸗ 


erlegt ſind. 
Falls die Anlage für zuläſſig erachtet wird, empfiehlt erklärung eine Nachfriſt gewährt werden. 
Die Rekursſchrift iſt, falls eine Gegenpartei vor⸗ 


es ſich, die Genehmigung unter folgendem Vorbehalt zu 
handen iſt, die Rekursbeantwortung in allen Fällen in 


ertheilen: 

zwei Exemplaren einzureichen. Wenn mehrere Gegner 
des Rekurrenten vorhanden ſind, ſo erhält jeder eine 
vollſtändige Abſchrift der Rekursſchrift. 

46. Der Rekursbeſcheid wird der Beſchlußbehörde 
erſter Inſtanz zugefertigt. Dieſe theilt ihn in Ausfer⸗ 
tigung dem Unternehmer und denjenigen Gegnern mit, 
welche an dem Rekursverfahren Theil genommen haben, 
wobei, wie bei Mittheilung des Beſcheides erſter Inſtanz 
(Nr. 44), zu verfahren iſt. 


Die unterzeichnete Behörde behält ſich vor, 
die Bedingungen, unter welchen dieſe Genehmi⸗ 
gung ertheilt iſt, abzuändern und zu ergänzen, 
falls ſich ein Bedürfniß hierzu ergeben ſollte. Die 
Beſchlußfaſſung hierüber erfolgt in dem für die 
Veſchlußfaſſung über Genehmigungsgeſuche vor⸗ 
geſchriebenen Verfahren unter Zuziehung der in 
dem gegenwärtigen Verfahren zugezogenen Par⸗ 
teien. 

Diefe Genehmigung wird ferner nur auf 5 0 
fo lange ertheilt, als nicht eine weſentliche Be: 5. Genehmigungsurkunde. 
dingung, unter welcher die Genehmigung ertheilt 47. Sind gegen die Anlage Einwendungen nicht 
worden, verletzt oder ohne neue Genehmigung eine erhoben worden, und ſoll die Genehmigung zur Aus⸗ 
weſentliche Veränderung der Betriebsſtätte, eine führung ohne weitere Bedingungen nach dem Antrage 
Verlegung des Lokals oder eine weſentliche Ver⸗ des Unternehmers ertheilt werden, jo fertigt die Beſchluß⸗ 
änderung in dem Betriebe der Anlage vorgenom- behörde alsbald die Genehmigungsurkunde aus. In 
men und wegen einer dieſer Handlungen gegen allen anderen Fällen erfolgt deren Ausfertigung nach 
den Inhaber der Anlage ein rechtskräftiges ge- Abſchluß des Verfahrens, ſobald der Beſchluß erſter 
richtliches Urtheil ergangen iſt. Tritt dieſer Fall Inſtanz rechtskräftig geworden oder der Rekursbeſcheid 
ein, ſo beſchließt die unterzeichnete Behörde in ergangen iſt. Zu Stauanlagen für ein zum Betriebe 
dem für die Veſchlußfaſſung über Genehmigungs⸗ auf Bergwerken und Aufbereitungsanſtalten beſtimmtes 
geſuche vorgeſchriebenen Verfahren und unter Zu⸗(Waſſerbetriebwerk wird die Genehmigungsurkunde von 
ziehung der in dem gegenwärtigen Verfahren zu- dem Betriebsausſchuſſe (der Regierung) und dem Ober⸗ 
gezogenen Parteien darüber, ob der Fortbeſtandlbergamt gemeinschaftlich ausgefertigt. 
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Aus der Zeichnung muß die Größe der vom 
unter welchen die Anlage genehmigt worden iſt, aufzu⸗ Feuer berührten Fläche zu berechnen, und die Höhe des 
führen und die von dem Unternehmer eingereichten, niedrigſten zuläſſigen Waſſerſtandes über den Feuerzügen 
dem Verfahren zu Grunde gelegten Beſchreibungen, zu erſehen ſein; auf die Einrichtung der Dampfmaſchine 
Zeichnungen und Pläne ausführlich zu bezeichnen, auch, braucht fie ſich nicht zu erſtrecken. Die Situations⸗ 
ſoweit angänglich, durch Schnur und Siegel damit zuſ zeichnung hat die an den Ort der Aufſtellung des Keſſels 
verbinden. Auf Karten und Zeichnungen, welche in ſtoßenden Grundſtücke zu umfaſſen. 
dieſer Art mit der Urkunde nicht verbunden werden Aus dem Bauriß muß ſich der Standort und die 
können, iſt die Zugehörigkeit derſelben zu vermerken. Höhe des Schornſteins, ſowie die Lage der Feuer⸗ und 
Eine Ausfertigung der Genehmigungsurkunde iſt Nauchröhren gegen die benachbarten Grundſtücke deutlich 
dem Unternehmer, eine zweite mit den Verhandlungen ergeben; den Umſtänden nach kann ein einfacher 
der zuſtändigen Polizeibehörde zu überſenden. Grundriß und eine Längenanſicht oder ein Durchſchnitt 
Vor Ertheilung der Genehmigungsurkunde iſt die genügen. 
Ausführung der Anlage nicht geftattet. Die Zeichnungen müſſen den unter Nr. 31 auf⸗ 
6. Koſten. geſtellten Anforderungen entſprechen. 


48. Iſt eine Partei gemäß § 22 der Gewerbe: 51. Die Vorlagen find von der Behörde, bei 
ordnung in die Kolten des Verfahrens verurtheilt wor- welcher das Genehmigungsgeſuch anzubringen iſt, nach 
den, jo fallen ihr außer den baaren Auslagen der Be- den unter Nr. 32 gegebenen Vorſchriften zu prüfen. 
hörde auch die baaren Auslagen des Gegners zur Laſt, Bei dieſer Prüfung iſt an Stelle des Baubeamten und 
ſoweit dieſelben nach dem Ermeſſen der Behörde zurl des Gewerberaths der mit den Dampfkeſſelreviſionen 
zweckentſprechenden Wahrnehmung des Parteiintereſſes beauftragte Sachverſtändige zuzuziehen. Demnächſt werden 
nothwendig waren. die Vorlagen von der Behörde, falls dieſelbe nicht zu⸗ 

Anträge auf Feſtſetzung der einer Partei zu er- gleich die Beſchlußbehörde iſt, der letzteren mit einer 
ſtattenden Koſten find nach Beendigung des Beſchluß⸗ gutachtlichen Aeußerung eingereicht. 


In der Urkunde find ſäwmtliche Bedingungen, 


verfahrens bei der Beſchlußbehörde erſter Inſtanz an⸗ Die Beſchlußfaſſung über das Genehmigungsgeſuch 
zubringen und von dieſer zunächſt der Gegenpartei zurſerfolgt nach den in Nr. 41 gegebenen Vorſchriften. 
Erklärung mitzutheilen. Gegen den Feſtſetzungsbeſchluß Auf das Rekursverfahren finden die Beſtimmun⸗ 


ſteht beiden Theilen innerhalb 14 Tagen die Beſchwerde gen der Nr. 45 und 46 ſinngemäße Anwendung. 

an die Rekursbehörde zu, auf welche die Beſtimmungen Für die Ausfertigung der Genehmigungsurkunde 

der Nr. 45 Anwendung finden. gelten die unter Nr. 47 gegebenen Beſtimmungen. Wo 
Für die Gebühren der Zeugen und Sachverſtän⸗das Oberbergamt über die Zuläſſigkeit einer Anlage 

digen gelten die in Civilprozeſſen zur Anwendung kom⸗ſentſcheidet, fertigt daſſelbe auch die Genehmigungs⸗ 

menden Vorſchriften. urkunde aus. 


B. Verfahren bei der Errichtung oder Ver- C. Verfahren behufs Unterſagung der ferneren 
änderung von Dampfkeſſel-Anlagen Benutzung einer gewerblichen Anlage (§ 51). 


(88 24 und 25). 52. Di 
Erie i 52. Die Unterſagung der ferneren Benutzung 
bea . a. Geben ang ng Leeden Anlage rot dene 
zubringen. Handelt es ſich um die Genehmigung eines nis en 1 
aan Betriebe auf Bergwerken und Aufbereitungsanſtal⸗ ſigenden dieſer Behörde (§ 117 des Geſeßes über are 
e gu re jo iſt derſelbe an den allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883) iſt 
5 rc Sgeſchloſſen. 
. Aus dem Geſuche muß der vollſtändige Name, ausgeſ N h 
1 8 BR Dem Erlaß einer ſolchen Verfügung muß eine 
jein a au ohne! des Unternehmers erſichtlich kommiſſariſche Erörterung des Gegenſtandes voraus⸗ 
„iR 1 Fee gehen, zu welcher der Beſitzer der Anlage, etwaige 
ene een eine Zeichnung des Keſſels Antragſteller und der Vorſtand der . in deren 
0 f N Bezirk die Anlage ſich befindet, zuzuziehen ſind. 
a A x 7 
Wee en 1 eines feſiſtehenden Dampf: Der Zweck dieſer Erörterung iſt, feſtzuſtellen, ob 
e und in welchem Umfang durch den Betrieb der Anlage 


eine Situationszeichnung und ein Bauriß ; in i 
in je zwei Exemplaren beizufügen. :: HlcsnaR@tentermon) eniltehein 


8 50. In der Beſchreibung ſind die Dimenſionen 53. Der Beſitzer der Anlage kann innerhalb 14 Tagen 
es Keſſels, die Stärke und Gattung des Materials, nach Zuſtellung der Verfügung den Rekurs einlegen. 
die Art der Zuſammenſetzung, die Dimenſionen der Ven⸗Er kann aber auch zunächſt bei der Beſchlußbehörde auf 
tile und deren Belaftung, die Einrichtung der Speiſe⸗ mündliche Verhandlung der Sache antragen. Auf die 
vorrichtung und der Feuerung, ſowie die Kraft und demnächſt ſtattfindende mündliche Verhandlung finden 

it der Dampſmaſchine anzugeben. die Beſtimmungen der Nr. 42 — 44, auf das Rekurs⸗ 


. 
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verfahren die Beſtimmungen der Nr. 45 und 46 ſinn⸗[7) Dem Fräulein Agnes Raymann in Culmſee iſt 
gemäße Anwendung. die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen Bezirk in Culmſee 

Nachdem die Verfügung, durch welche die fernere die bisher von ihr geleitete Privatſchule in dem jetzigen 
Benutzung der Anlage unterſagt wird, rechtskräftig ge⸗ Umfange weiter zu leiten und in derſelben zu unter⸗ 
worden iſt, kann die Einſtellung des Betriebs polizeilich richten. 


erzwungen werden. Marienwerder, den 21. Auguſt 1884. 
Berlin, den 19. Juli 1884. Königliche Regierung, 
Für den Miniſter für Handel und Gewerbe. Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 
(gez.) von Boͤtticher. 8) Der Lehrerin Fräulein Sophie Lehmann aus 
Der Miniſter des Innern. Greifenberg iſt die Erlaubniß ertheilt, in Jaſtrow eine 
In Vertretung: (gez.) Herrfurth. Privatſchule für Mädchen einzurichten, dieſelbe zu leiten 
und in derſelben zu unterrichten. 
Vorſtehende abgeänderte Anweiſung wird hierdurch Marienwerder, den 21. Auguſt 1884. 
zur allgemeinen Kenntniß gebracht. Königliche Regierung, 
Marienwerder, den 14. Auguſt 1884. Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 
Der Regierungs-Präſident. 9) Dem Fräulein Marie Wentſcher zu Eulinfee iſt 


die Erlaubniß ertheilt, die Leitung und Fortführung 
Verordnungen und Bekanntnachungen der der von Fräulein Ehrlich bisher geleiteten höheren 


Prosinziak⸗Behürden⸗ Privatſchule für Mädchen in Culmſee zu übernehmen 
4) Der Herr Ober⸗Präfident hat dem Vorſtande des ſund in derſelben zu unterrichten. 


hieſigen Waiſenhauſes die Erlaubniß ertheilt, auch im Marienwerder, den 21. Auguſt 1884. 
laufenden Jahre und zwar in der Zeit von Mitte Ok⸗ Königliche Regierung, 
tober bis Mitte ern J. zu W des hieſigen Abtheilung für Kirchen: und Schulweſen. 
Waiſenhauſes bei den beſſer ſituirten Bewohnern der 1 B 
a i er: ekauntmachung. 
Stadt eine Hauskollekte abzuhalten. Indem ich dieſes Die Kreisphyſtkatsſtelle des Elbinger Stadt: und 


zur öffentlichen Kenntniß bringe, mache ich darauf anf j . R rn 

merkſam, daß nach der Polizei⸗Verordnung vom 12, April 900 Wart N 44 bir 81 rag a an 

u nn ae ee durch das Ausſcheiden des bisherigen Inhabers aus 

blatt Seite 107) die Kollektanten mit einer von der dem Staatsdienſte zum 1. Oktober d. J. vakant 

Polizeibehörde zu ertheilenden Legitimation, welche auf Geeignete ergebe dieſe Stelle Sein 2 ich 

e e e mir ihre Meldungen unter Beifügung ihrer Zeugniſſe 
Der Regi 52 955 ü und eines kurzen Lebenslaufes ſpäteſtens binnen 4 Wochen 

er Regierungs⸗Präſident. einzureichen 
5) Bekanntmachung. a 
Auf Grund des 8 10 Abſatz 2 des Reglements Danzig, a 915 une ede 
für die Flößerei auf der Küddow und deren Nebenflüſſen 9 98. l 


Zahne, Döberitz und Pielow wird hiermit die größte 11) Scan 
zuläſſige Länge der in demſelben genannten Flößverbande In Lüben (Wpr.) und in Neugolz im Kreiſe 


für die Döberitz von der Klausdorf = Di. Kroner Ge⸗ Dt. Krone werden am 30. d. Mts. mit den Poſtagen⸗ 
markungsgrenze abwärts bis zur Einmündung in die turen daſelbſt vereinigte Telegraphenbetriebsſtellen er⸗ 
Pielow und für dieſe auf der Strecke der Einmündung öffnet. 
der Doͤberitz bis zur Einmündung in die Küddow auf Bromberg, den 28. Auguſt 1884. 

2 


0 Meter Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektor. 
feſtgeſetzt. Hirſch. 
Marienwerder, den 22. Auguſt 1884. 12) Mit dem 1. November 1884 treten die im Tarif⸗ 


Der Regierungs⸗Präſident. heft Nr. 2 des Deutſch⸗Polniſchen Eiſenbahn⸗Verbandes 
6) Der Herr Miniſter des Innern hat mittelſt Ver⸗ aufgeführten Tarifſätze für Kaffee, Häute, Felle und 
fügung vom 13. Auguſt er. dem Schleſiſchen Verein Petroleum im Verkehr mit den Stationen der Weichſel⸗ 
für Pferdezucht und Pferderennen die Erlaubniß ertheilt, bahn exkl. der Tarifſätze im Verkehr mit den Stationen 
im Februar nächſten Jahres eine öffentliche Ausſpielung Praga Wo und Warſchau We, welche beſtehen bleiben, 
von Pferden, Gold⸗ und Silberſachen ꝛc. zu veranſtalten außer Kraft. 


und die betreffenden Looſe im ganzen Bereich der Bromberg, den 21. Auguſt 1884. 

Monarchie abzuſetzen. P Königliche Eiſenbahn⸗Direktion 
Die Polizeibehörden des Bezirks werden angewie⸗ Namens der Verbands⸗Verwaltungen. 

ſen, dafür Sorge zu tragen, daß der Vertrieb dieſer 13) Bekanntmachung. 

Looſe nicht beanſtandet werde. In dem von dem Provinzial⸗Landtage durch De: 
Marienwerder, den 29. Auguſt 1884. ſchluß vom 31. März 1884 feſtgeſtellten Hauptetat der 


Der Regierungs⸗Präſident. Provinz Weſtpreußen fir das Jahr 1. April 1884/85 
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find die Provinzial: Abgaben (Landarmen⸗Beiträge) auf Lindenau und Mehlſack der Strecke Braunsberg⸗Mehlſack 


706 560,65 Mark feſtgeſetzt. 


Unter Bezugnahme auf § 111 der Provinzial⸗ 


und für Arnsdorf, Buchwalde, Guttſtadt, Münſterberg 
und Wormditt der Strecke Göttkendorf⸗Wormditt treten 


Ordnung vom 29. Juni 1875 März 1883 bringe ichſerſt mit dem Tage der Vetriebseröffnung in Kraft. 


nachſtehend die Vertheilung qu. Abgaben auf die Land⸗ 


und Stadtkreiſe der Provinz Weſtpreußen mit dem Be: 
merken zur öffentlichen Kenntniß, daß die Repartition 
in Gemäßheit der 88 106 und 107 1. c. ſtattgefun⸗ 
den hat. 

A. Regierungsbezirk Danzig: 


1. Berent 12007,81 l, 
2. Carthaus 11701516 = 
3. Danzig Stadt. . 118649,84 ⸗ 
4. Danzig Land 43 005,23 
5. Elbing Stadt . 29 000,89 = 
6. Elbing Land 22 948,80. 
7. Marienburg 60 165,07 
8. Neuftadt . 2063,63 
9. Pr. Stargardt . 31634,58 = 


349477,01 Al, 
B. Regieruungsbezirt Marienwerder: 


10. Konitz 15 939,01 AL, 
11. Kulm 33 080,69 =: 
12. Dt. Krone 27989,10⸗ 
13. Flatow 24119,87 
14. Graudenz 53498,85 = 
15. Löbau 15 084,84 = 
16. Marienwerder 35 884,10 
17. Roſenberg 25 016,21 = 
18. Schlochau 19308,21 = 
19. Schwetz 27120,09 = 
20. Strasburg. . 24568,13 = 
21. Stuhm 22156,98 = 
22. Thorn 44688,72 = 
23. Tuchel 8628,84 = 


357 088,04 AM. 
Danzig, den 20. Auguſt 1884. 
Der Landes⸗Direktor der Provinz Weſtpreußen. 
Dr. Wehr. 

14) Am 1. September 1884 tritt der Nachtrag III. 
zum Ausnahme-Tarif für Oberſchleſiſche Steinkohlen 
und Kokes in Sendungen von je 10000 Kilogramm 
pro Wagen⸗Anhang zum Preußiſch-⸗ Oberſchleſiſchen 
Verband⸗Gütertarif in Kraft. Derſelbe enthält: 

a) neue Frachtſätze für die Stationen des Direktions⸗ 
bezirks Bromberg der neu eröffneten bezw. in 
nächſter Zeit zur Eröffnung kommenden Strecken 
Barnow⸗Bütow, Ortelsburg⸗Johannisburg, Brauns⸗ 
berg⸗Mehlſack und Göttkendorf⸗Wormditt, ſowie 
für die Stationen Grünheide und Szillen und die 
am 1. Auguſt cr. zur Einführung gebrachten 
Frachtſätze für die Stationen Loͤbau in Wpr., 
Mortung und Zajonskowo der Marienburg⸗Mlaw⸗ 
kaer Eiſenbahn, 

b) Aenderungen der Schreibweiſe von Stationsnamen 
und Tarifberichtigungen. 

Die Frachtſätze für die Stationen Hogendorf, 


Exemplare dieſes Nachtrages ſind durch Vermitte⸗ 
lung unſerer Billet⸗Expeditionen unentgeltlich zu beziehen. 
Bromberg, den 22. Auguſt 1884. 
Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
15) Eiſenbahn⸗Direktions⸗Bezirk Bromberg. 
Vom 15. September 1884 ab wird mit Rückſicht 
auf die Eröffnung einer Reichstelegraphenſtation der 
Privaldepeſchenverkehr auf der Eiſenbahnſtation Kauls⸗ 
dorf aufgehoben. 
Bromberg, den 27. Auguſt 1884. 
Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
16) Vom 1. September 1884 ab wird der im Tarif⸗ 
heft Nr. 4 des Deutſch⸗Polniſchen Eiſenbahn⸗Verbandes 
angegebene Frachtſatz für Getreide ꝛc. im Verkehr zwiſchen 
Warſchau, Station der Warſchau⸗Wien⸗Bromberger 
Eiſenbahn einerſeits und Reichenberg, Station der ſächſi⸗ 
ſchen Staatsbahn andererſeits auf 35,62 Kop. und 
1,80 M. pro 100 Kilogr. ermäßigt. 
Bromberg, den 28. Auguſt 1884. 
Königliche Eiſenbahn⸗Direktion, 
als geſchäftsführende Verwaltung. 


von Ausländern aus dem 
ichsgebiete. 


a. Auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs: 

1. Johann Czypulla, Arbeiter, geb. am 24. Juni 
1830 zu Lonkau, Kreis Pleß, Regierungsbezirk 
Oppeln, ortsangehörig in Czechowitz, Bezirk Bielitz, 
Oeſterreichiſch-Schleſien, wegen Straßenraubes 
(6 Jahre Zuchthaus laut Erkenntniß vom 4. Juli 
1878), vom Königl. preuß. Regierungs⸗Präſidenten 
zu Oppeln, vom 19. Mai d. J. 

„Paul Cox, Handesmann, geb. am 30. September 
1851 zu Schwalmen bei Roermond, Niederlande, 
ebendaſelbſt ortsangehörig, wegen ſchweren Dieb⸗ 
ſtahls in drei Fällen 2c. (3 Jahre Zuchthaus laut 
Erkenntniß vom 16. Oktober 1880), von der Kö⸗ 
niglich preußiſchen Regierung zu Münſter, vom 
6. Mai d. J. 


b. Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 

3. Die Zigeuner: a) Anton Sezyrback, Puppen⸗ 
ſpieler, 38 Jahre alt, b) deſſen Ehefrau Anna, 
geborene Burianski, 40 Jahre alt, beide geboren 
und ortsangehörig in Przybor, Bezirk Troppau, 
Oeſterreichiſch⸗Schleſien, zu a. wegen Landſtreichens, 
zu b. wegen Landſtreichens und Bettelns, von dem 
Königlich preuß. Regierungs⸗Präſidenten zu Oppeln, 
vom 7. Juli d. J. 

. Sofefa Chriſtoph, Zigeunerin, 19 Jahre alt, 
geb. zu Oderberg, Bezirk Teſchen, Oeſterreichiſch⸗ 
Schleſien, wegen Landſtreichens und Bettelns, von 
dem Königlich preuß. Regierungs-Präſidenten zu 
Oppeln, vom 9. Juli d. J. 


17) W 
e 


ST 


10. 


Wilhelmine Magnuſſen, unverehelichte, geboren 


„Peter Joſef Waclawik, Schmiedegeſelle, geboren 


Emma Amsler, geborene Dietrich, geboren am 


. Albert Dozetro, ohne Stand, geb. am 21. Mai 
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am 6. April 1857 zu Gothenburg, Schweden, 
ebendaſelbſt ortsangehörig, zuletzt wohnhaft in Al⸗ 
tona, wegen gewerbsmäßiger Unzucht, von der Kö⸗ 
niglich preußiſchen Regierung zu Schleswig, vom 
30. Juli d. J. 


18) 


1844 oder 1845 zu Stanow, Bezirk Gitſchin, 
Böhmen, wegen Betrugs, Landſtreichens, Bettelns 
und Fälſchung von Legitimationspapieren, von der 
Königlich ſächſiſchen Kreishauptmannſchaft Bautzen, 
vom 11. Juli d. J. 


19) 


1858 zu Balsthal, Kanton Solothurn, Schweiz, 
ebendaſelbſt oetsangehörig, wegen Landſtreichens, Robe 
vom Kaiſerl. Bezirks⸗Präſidenten zu Colmar, vom 
II., uli d. J. ledigt. 


Konitz, iſt erledigt. 
„Eliſe Studer, Fabrikarbeiterin, geb. am 16. Mai ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Ein⸗ 
ſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem Rittergutsbeſitzer Herrn 


Landſtreichens, vom Kaiſerl. Vezirks⸗Präſidenten 
zu Metz, vom 2. Auguſt d. J. 


Perſonal⸗Chronik. 
Der Gutsbeſitzer Schmidt zu Zabno iſt zum 


Amtsvorſteher des Amtsbezirks Zabno Kreiſes Konitz 
ernannt. 


Erledigte Schulſtellen. 


Die erſte Schullehrerſtelle zu Gr. Kladau, Kreis 
Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche 


zu Powalken bei Konitz zu melden. 
Die Schullehrerſtelle zu Gramattenbrück iſt er⸗ 
Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 


dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 


10. Mai 1862 zu Reigoldswyl, Kanton Baſel⸗ ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 


Land, Schweiz, ebendaſelbſt ortSangehörig, wegen 
Landſtreichens, vom Kaiſerl. Bezirks⸗Präſidenten 
zu Colmar, vom 11. Juli d. J. 

welche 
unter 


1855 zu Cerelles, Bezirk Indre et Loire, Frank⸗ 
lichen 


reich, angeblich ebendaſelbſt ortsangehörig, wegen 
Landſtreichens, vom Kaiſerl. Bezirks⸗Präſidenten 
zu Metz, vom 31. Juli d. J. 

Napoleon Marvellie, Bäckergeſelle, geboren am 
4. Dezember 1858 zu Wulpen, Bezirk Weſtflan⸗ 


ſton, 


1. Oktober er. erledigt. 


1. Oktober cr. 


Herrn Weiſe zu Dt. Krone zu melden. 


Die Schullehrerſtelle zu Buntowo wird zum 
Lehrer katholiſcher Konfeſſion, 
ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, 
Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem Prinz⸗ 
Rent⸗Amt zu Flatow zu melden. 

Die Schullehrerſtelle zu Korritowo wird zum 
erledigt. Lehrer evangeliſcher Konfeſ⸗ 
welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben 


ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem Guts⸗ 


dern, Belgien, ebendaſelbſt ortsangehörig, wegen vorſtande zu Laſſewo zu melden. 


D e 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nro. 36.) 
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